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und Stadtbezirksgerichte mit den Betriebszeitungen bzw. 
Betriebsfunkstudios hat sich in den letzten Jahren 
ebenfalls weiterentwickelt. Diese ausgezeichnete Möglich­
keit, mit den Werktätigen über Rechtsfragen auf den ver­
schiedensten Gebieten ins Gespräch zu kommen, sollte 
überall noch zielstrebiger genutzt werden. Die offensive 
Auseinandersetzung in den Massenmedien mit Straftaten 
und anderen Rechtsverletzungen sowie Berichterstattungen 
über die Aufklärung von Straftaten und das Zusammen­
wirken mit der Bevölkerung festigt das Vertrauensverhält­
nis der Bürger zu den Staatsorganen.

Bewährt haben sich auch ehrenamtliche Redaktionsbei­
räte für Rechtspropaganda bei Zeitschriften und Zeitungen. 
In diesen Gremien arbeiten Journalisten . und Juristen, 
Volkskorrespondenten, Angehörige der Volkspolizei, Schöf­
fen und Mitglieder der gesellschaftlichen Gerichte in sozia­
listischer Gemeinschaftsarbeit an der Planung, der Gestal­
tung von Veröffentlichungen, der Vorbereitung von Leser­
aussprachen und an anderen rechtspropagandistischen Vor­
haben. Die erreichten guten Ergebnisse bewirken, daß 
diese Form in der Zusammenarbeit immer mehr ange­
wandt bzw. weiter ausgebaut wird. Beachtenswert ist die 
Initiative des Beirates der „Schweriner Volkszeitung“, der 
mit den Mitgliedern des Beirates der „Ostseezeitung“ einen 
Erfahrungsaustausch durchführte. Er galt der Suche nach 
Wegen einer planmäßigen und rationellen Gestaltung der 
ehrenamtlichen Mitarbeit, einer ausgewogenen Berücksich­
tigung verschiedener Rechtsgebiete in der publizistischen 
Arbeit und einer noch engeren Verbindung zu den Lesern.2

Ebenso tragen die Erfahrungsaustausche bei Radio DDR 
mit Vertretern der Sender und Studios in den Bezirken 
und Mitarbeitern der Justiz- und Sicherheitsorgane über 
die Gestaltung wirksamer, differenzierter Rechtspropa­
ganda im Rundfunk dazu bei, den höheren gesellschaftli­
chen Ansprüchen immer besser gerecht zu werden.3

Bei den meisten Redaktionen der Bezirkszeitungen der 
SED wurden gemeinsam mit den Justizorganen Möglich­
keiten zur Erteilung von Rechtsauskünften organisiert, um 
die Werktätigen bei der Lösung konkreter Rechtsfragen im 
persönlichen und beruflichen Leben zu unterstützen und 
möglichen Rechtskonflikten vorzubeugen. Die Formen und 
Methoden der Rechtsauskunft sind unterschiedlich, und 
sicher sind auch hier noch weitere Erfahrungen zu sam­
meln. Wesentlich ist, daß die Bürger juristisch exakte Ant­
worten erhalten und — wenn nötig — auch bei der Lösung 
bestimmter gesellschaftlicher Probleme unterstützt wer­
den. Das zu sichern ist eine wichtige gemeinsame Aufgabe 
der Journalisten und Justizorgane.

Anforderungen an die Mitarbeiter 
der Justiz- und Sicherheitsorgane

Die Verantwortung auch der Massenmedien für die 
Rechtserziehung und Rechtserläuterung ist in den Be­
schlüssen der Partei- und Staatsführung eindeutig be­
stimmt. Der spezifische rechtspropagandistische Auftrag, 
das Fachwissen und die praktischen Erfahrungen der Mit­
arbeiter der Justiz- und Sicherheitsorgane verpflichten 
diese, den Journalisten bei der Erfüllung ihrer rechtspro­
pagandistischen Aufgaben zur Seite zu stehen. Der welt­
anschauliche Gehalt, journalistisches Können und juristi­
sche Exaktheit entscheiden maßgeblich über die gesell­
schaftliche Wirksamkeit eines rechtspropagandistischen 
Beitrags. Als Bestandteil der massenpolitischen Arbeit der 
Partei wird die Wirksamkeit der Rechtspropaganda an den 
Maßstäben gemessen, die für die massenpolitische Arbeit 
insgesamt gelten. Deshalb ist immer wieder darauf zu 
orientieren, daß es bei der Rechtspropaganda nicht um 
formale Paragraphenvermittlung, um Normenwissen geht, 
sondern um die Anerziehung sozialistischer Grundhaltun­
gen, um die Entwicklung einer sozialistischen Lebensweise 
der Bürger.4

Die Erfüllung dieser Ansprüche ikt am besten durch 
koordiniertes und zielgerichtetes Zusammenwirken der 
Massenmedien mit den Justiz- und Sicherheitsorganen ge­
sichert.

Durch die von den Justiz- und Sicherheitsorganen im 
Territorium an die Massenmedien herausgegebenen inhalt­
lichen Orientierungen, Argumentationen, Informationen 
und durch die Veröffentlichung eigener Beiträge wurde 
das Niveau der Rechtspropaganda in Presse und Funk er­
heblich beeinflußt. Immer mehr Juristen sehen in der

Rechtspublizistik ein wichtiges rechtspropagandistisches 
Wirkungsfeld zur Erfüllung ihrer Dienstpflicht.

Bei der differenzierten Behandlung der vom Ministe­
rium der Justiz empfohlenen Schwerpunkte der Rechts­
propaganda5 gewinnen u. E. in den Publikationen solche 
inhaltlichen Fragen an Bedeutung wie:
— die offensive und kämpferische Auseinandersetzung mit 

allen Erscheinungsformen der imperialistischen Staats­
und Rechtsideologie einschließlich aller Tendenzen 
falsch verstandener Toleranz und des Liberalismus;

— die Förderung der Massenbewegung der Werktätigen 
für Ordnung, Disziplin und Sicherheit vor allem zur Er­
füllung der volkswirtschaftlichen Aufgaben und zum 
Schutz des sozialistischen Eigentums im Rahmen der 
sozialistischen Wettbewerbe in Betrieben und Wohn­
gebieten ;

— die konsequente Durchsetzung der sozialistischen Ge­
setzlichkeit bei der Verwirklichung der Grundrechte 
und der planmäßigen Gestaltung unserer sozialökono­
mischen Verhältnisse;

— die wachsenden Aktivitäten der Werktätigen, der Be­
triebe, staatlichen Organe, gesellschaftlichen Organisa­
tionen und der Nationalen Front zur Erhöhung der poli­
tischen Wachsamkeit, zur strikten Durchsetzung der 
sozialistischen Gesetzlichkeit und zur Schaffung einer 
Atmosphäre der Unduldsamkeit gegenüber Straftaten 
und anderen Rechtsverletzungen.
Die vielfältigen journalistischen Genres (Grundsatz­

artikel, Kommentare, Interviews, Gerichtsberichterstat­
tung, Rechtsauskünfte, Porträts, Reportagen usw). ermög­
lichen eine interessante differenzierte Rechtspropaganda. 
Für die Juristen kommt es neben eigenen Publikationen 
insbesondere auf die politisch-fachlich fundierte Mitarbeit 
an der rechtspublizistischen Arbeit der Massenmedien (z. B. 
Empfehlungen für Veröffentlichungen und für die ausge­
wogene Behandlung der verschiedensten Rechtsgebiete, Be­
ratung zu geplanten bzw. vorliegenden Beiträgen, Rechts­
auskünfte u. a. m.) sowie darauf an, gute Voraussetzungen 
für die rechtspublizistische Tätigkeit der Journalisten zu 
schaffen.

Darin zeigt sich die ganze Breite der Mitverantwortung, 
die insbesondere die Mitarbeiter der Justiz- und Sicher­
heitsorgane, aber auch die .Schöffen und die Mitglieder 
gesellschaftlicher Gerichte zur Gestaltung einer wirksa­
men Rechtspublizistik im Territorium tragen.
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